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� Die Berufsbildungsforschung ist durch eine Viel-

zahl an Akteuren, Forschungsfeldern, Gegenstän-

den, Fragestellungen und Entwicklungsaufgaben

charakterisiert. Sie besitzt demnach ein sehr brei-

tes Profil, das sich zusehends ausdifferenziert. Ihr

zentraler Anspruch ist es, den Zusammenhang von

Beruf, Erwerbsarbeit und Bildung zu erforschen.

Diese Aufgaben profilieren nicht erst seit den

1960er-Jahren ihr Selbstverständnis. Vielmehr

reicht ihre Geschichte bis in die vorindustrielle Zeit

zurück. Welche Leitmotive die Entwicklung des

Selbstverständnisses der Berufsbildungsforschung

seit der Industrialisierung Deutschlands maßgeblich

beeinflussten, wird im Beitrag an zwei Beispielen

beleuchtet, die auf je eigene Weise berufsbil-

dungsgeschichtlich bis in die Gegenwart bedeutsam

sind: das Kaiserreich und die Zeit der national sozia-

listischen Diktatur.

Berufsbildungsforschung im
 Kaiserreich: Das Beispiel des Vereins
für Sozialpolitik

Die Berufsbildung stand im Lauf des 19. Jahrhunderts

immer stärker im Spannungsfeld von althergebrachten und

neuen Orientierungen, Optionen und Bedarfen (vgl. PÄT-
ZOLD /WAHLE 2009). Der wachsende Anspruch, eine zeit-

gerechte Lösung der im Industrialisierungsprozess zuse-

hends problematischer gewordenen Berufsbildungsfrage

herbeiführen zu wollen, beflügelte im Kaiserreich eine

immer breitere ausbildungspolitische Debatte (vgl. WAHLE

2007). In diesem Kontext spielte der im Oktober 1873

gegründete Verein für Socialpolitik (VfS) bei der Diskus sion

der zeitgenössischen sozial-, wirtschafts- und berufsbil-

dungspolitischen Reformkonzepte eine zentrale Rolle. Zu

den Gründern des VfS, dessen Mitglieder bald als Kathe-

dersozialisten bezeichnet wurden, gehörten Ökonomen wie

LUJO BRENTANO und GUSTAV SCHMOLLER, Publizisten wie

OTTO ARENDT sowie weitere Vertreter aus Wissenschaft,

Politik und Wirtschaft. Zielsetzung des Vereins war es, „auf

der Grundlage der bestehenden Ordnung die unteren Klas-

sen so weit [zu] heben, bilden und versöhnen, dass sie in

Harmonie und Frieden sich in den Organismus einfügen“.1

Demzufolge richtete sich der VfS gleichermaßen gegen die

Ideologie des Laissez-faire der Manchesterschule in der

 Sozialpolitik wie gegen das sozialrevolutionäre Programm

des aufkommenden Sozialismus. Indes hatte der Verein

eine enorme Bedeutung für die Entwicklung der empiri-

schen Sozialforschung in Deutschland (vgl. GORGES 1980).

Um nicht gleichgeschaltet zu werden, löste er sich 1936

 freiwillig auf. Bereits 1948 wurde er wiedergegründet.

 Seitdem konzentriert sich der VfS, dem 1956 der Name

„Gesellschaft für Wirtschafts- und Sozialwissenschaften“

hinzugefügt wurde, in 23 ständigen Ausschüssen auf die

wissenschaftliche Auseinandersetzung mit wirtschafts- und

sozialpolitischen Problemen.2
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Zur Zeit des Kaiserreichs setzte der VfS nicht zuletzt für

die gewerbliche Berufsausbildung nachhaltige Reformim-

pulse. Anvisiert wurde dabei die Institutionalisierung eines

dual organisierten Ausbildungssystems und damit ein

neues Berufsbildungsverständnis, das weit über den aus-

bildungspolitischen Horizont der 1870er-Jahre hinaus-

reichte. Das Berufsbildungsthema erhielt sowohl einen päd-

agogischen als auch didaktischen Akzent (vgl. BÜCHER

1875, S. 157). Diese teilweise empirisch fundierte Position

führte im Jahre 1875 zur Verabschiedung weitreichender

Beschlüsse über die Reform des Lehrlingswesens (vgl. VfS

1875). Im Kern plädierte der VfS für eine umfassende Ände-

rung des Lehrverhältnisses und dessen normativ-rechtlicher

Regelung. Ausschlaggebend dafür war der empirisch

 abgesicherte Befund über gravierende Defizite der hand-

werk lichen Lehre, die im Kontext der fortschreitenden

 Industrialisierung offensichtlicher wurden. Jedenfalls mar-

kierten die Beschlüsse einen Aufbruch in der Berufsbil-

dungsfrage. So sollte an die Stelle zünftischer Gewohnhei-

ten der obligatorische schriftliche Lehrvertrag treten.

Indem dieser Mindeststandards der Ausbildung fixierte,

wurde er zu einem Instrument, mit dessen Hilfe neue aus-

bildungsrechtliche Regulierungs- und Kontrollprinzipien

etabliert werden konnten (vgl. PÄTZOLD /WAHLE 2000). Die

Option des VfS für obligatorische schriftliche Lehrver träge

war zukunftsweisend. Zudem reichten die Lehrlingsbe-

schlüsse über den bestehenden Orientierungsrahmen der

Lehrlingserziehung insoweit hinaus, als sie den Qualifika-

tionsaspekt der Lehre besonders hervorhoben.

Seit Mitte der 1870er-Jahre ging es dem VfS gleicherma-

ßen um die Sicherung eines bedarfsgerechten Qualifikati-

onsniveaus wie um die Integration des Berufsnachwuch-

ses in die zeitgenössische Arbeits- und Leistungsgesellschaft.

Dreh- und Angelpunkte der Berufsbildung, auf die der VfS

setzte, waren berufliche Kompetenz und Leistungsfähigkeit,

ökonomisch-technischer Fortschritt und Arbeit als Erzie-

hungsmittel im Interesse der Sicherung des Wirtschafts-

standortes Deutschland. Die diesbezüglichen Beiträge des

VfS basierten auf empirischen Untersuchungen gewerbe-

struktureller Gegebenheiten. Auf dieser Grundlage wur-

den Verhandlungen unterschiedlicher Perspektiven von

Wissenschaft, Politik und Wirtschaft zur qualitativen Ver-

besserung der betrieblichen Ausbildung einschließlich ihrer

rechtlichen Rahmenbedingungen geführt. Sie schlugen sich

in einer breiten Debatte nieder, deren Besonderheit in der

Integration ausbildungs-, wirtschafts- und sozialpolitischer

Sichtweisen bestand. Insoweit verweisen die Arbeiten und

Aktivitäten des VfS auf zentrale Leitmotive, die bei der wei-

teren Entwicklung des Selbstverständnisses der Berufsbil-

dungsforschung wichtig waren und deren Charakter die

Denkschrift der DFG zur Berufsbildungsforschung von 1990

so pointiert: „Berufsbildungsforschung untersucht die

Bedingungen, Abläufe und Folgen des Erwerbs fachlicher

Qualifikationen sowie personaler und sozialer Einstellun-

gen und Orientierungen, die für den Vollzug beruflich orga-

nisierter Arbeitsprozesse bedeutsam erscheinen“ (DFG

1990, S. 1).

Berufsbildungsforschung zur Zeit der
nationalsozialistischen Diktatur

Die Begriffe Beruf und Arbeit waren ein zentrales Element

der nationalsozialistischen Ideologie. Die propagandistische

Aufwertung von Arbeit und Beruf, die Vorgabe von Leit-

sätzen einer planmäßigen Qualifizierung des Facharbeiter-

nachwuchses als Resultat einer mit dunkelster Ideologie

befrachteten Berufsbildungsforschung und die national-

sozialistische Indoktrination des Lehrlings wurden zum

übergeordneten Anliegen der NS-Berufsbildungspolitik (vgl.

KIPP/MILLER-KIPP 1995; WAHLE 2011). Eine wesentliche

Rolle spielten dabei der Deutsche Ausschuss für Technisches

Schulwesen (DATSCH) und das Deutsche Institut für Tech-

nische Arbeitsschulung (DINTA).

Der DATSCH wurde im Jahre 1908 durch die gemeinsame

Initiative des Verbands Deutscher Ingenieure (VDI) und des

Verbands Deutscher Maschinen- und Anlagenbauer

(VDMA) gegründet (vgl. dazu und zum Folgenden KIPP

2008; KREMER 2009). Unter den insgesamt 50 Organisatio-

nen, die dem DATSCH angehörten, waren der Reichsver-

band der Deutschen Industrie (RDI) und die Vereinigung

der Deutschen Arbeitgeberverbände (VDA). Gemeinsam

mit dem DATSCH waren diese beiden seit 1925 im Arbeits-

ausschuss für Berufsausbildung (AfB) vertreten, dem 1926

noch der DIHT und 1927 der Handwerkskammertag bei-

traten. Seit 1935 war der DATSCH beratendes pädagogi-

sches Organ des Reichswirtschaftsministers in allen  Fragen

der Facharbeiterausbildung und des technischen Schul -

wesens. Mit seiner Umwandlung in das Reichsinstitut für

Berufsausbildung in Handel und Gewerbe im Jahre 1939

wurde aus der anfänglich privatrechtlichen Vereinigung

eine staatliche Institution, deren Zuständigkeit sich über

alle Bereiche der gewerblichen Wirtschaft erstreckte und

damit nicht auf die betriebliche Aus- und Weiterbildung

beschränkt war. Mit dem Ende der nationalsozialistischen

Diktatur wurde diese Organisation aufgelöst. Gleichwohl

wurde im Nachkriegsdeutschland sowohl institutionell als

auch hinsichtlich der Arbeitsschwerpunkte und Ausrich-

tung an die Tradition des DATSCH vor dessen Umwandlung

zum Reichsinstitut angeknüpft, nämlich mit der 1947 in

Dortmund gegründeten Arbeitsstelle für gewerbliche

Berufserziehung, aus der schließlich Anfang der 1950er-

Jahre die Arbeitsstelle für Betriebliche Berufsausbildung

(ABB) hervorging. Die ABB wurde sodann 1969 mit der

Gründung des BIBB aufgelöst.

Das DINTA wurde 1920 in Düsseldorf gegründet. Tra gende

Akteure waren der Düsseldorfer Oberbürgermeister 
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ROBERT LEHR, der spätere Reichstagsabgeordnete der NSDAP

ALBERT VÖGLER als Vorsitzender, PAUL OSTHOLD als erster

Ge schäfts führer und CARL ARNHOLD, der seit 1921 als Ober-

ingenieur die Einrichtung des Ausbildungs- und Werkserzie -

hungswesens beim Schalker Verein der Gelsenkirchener

Bergwerks AG maßgeblich vorangetrieben hat (vgl. dazu

und zum Folgenden HINRICHS/PETER 1976, S. 70 ff.). Bis

1933 befasste sich das DINTA vor allem damit, die indus -

trielle Arbeiterschaft mit den Folgen des technologischen

Entwicklungsprozesses seit den 1920er-Jahren zu versöh-

nen. Soziale Integration mithilfe der zeitgenössischen Psy-

chotechnik kennzeichnete das Grundanliegen der DINTA-

Arbeit, die sich vor allem auf schwerindustrielle Betriebe im

Ruhrgebiet konzentrierte. 1933 wurde das DINTA in die

Deutsche Arbeitsfront (DAF) eingegliedert und benannte

sich um in Deutsches Institut für Nationalsozialistische

Arbeitsforschung und -schulung. 1935 wurde diese Orga-

nisation in das Amt für Berufserziehung und Betriebsfüh-

rung der DAF überführt, das von ARNHOLD geleitet wurde.

Mit der Niederlage der NS-Diktatur endete auch die Arbeit

des DINTA. Allerdings knüpfte ARNHOLD in der Nach-

kriegszeit an dessen Tätigkeit mit der bereits 1930 von ihm

gegründeten Gesellschaft für Arbeitspädagogik (GEFA) an.

In Fortsetzung seiner Initiativen während der 1920er-Jahre

entwickelte das DINTA zur Zeit der NS-Diktatur ein weit-

reichendes Konzept der Lehrlingsausbildung, bei dem weni-

ger das Handwerk, sondern vor allem der Industriebetrieb

im Zentrum stand. Zu den wesentlichen Bestandteilen die-

ses Konzepts gehörten u. a. die Lehrwerkstattausbildung

und der Unterricht in Werkschulen (vgl. PÄTZOLD 1989).

Dort sollten strenge Disziplin und Betriebskameradschaft

gemäß des berufspädagogischen Leitbilds der NS-Zeit herr-

schen (vgl. WAHLE 1990, S. 144 f.). Dass sich das DINTA

zum Programmgestalter für ideologische Fragen der Berufs-

ausbildung entwickelte, belegen die von ihm seit Mitte

der 1930er-Jahre erarbeiteten und kriegsmetaphorisch auf-

geheizten Grundsätze wie „Eisen erzieht!“ (1933/36) oder

„Wehrhafte Arbeit. Eine Betrachtung über den Einsatz der

Soldaten der Arbeit“ (1939) (vgl. PÄTZOLD 1980, S. 238 ff.;

PÄTZOLD 1987). Der nationalsozialistische Totalitäts -

anspruch an die Berufsbildung wurde damit begründet,

dass es weniger um die „Heranzüchtung von Spezialisten“

gehe, sondern vor allem darum, dass der Ausbilder ein

„Mittler ... für die geistigen Güter der Vergangenheit zu

einer größeren Zukunft hin“ sein müsse (ARNHOLD 1937,

zit. n.  PÄTZOLD 1980, S. 246 f.). Unstreitig, dass hier nicht

die geistigen Güter z. B. der Französischen Revolution oder

der Weimarer Republik gefragt waren!

In erbitterter Konkurrenz zum DINTA ging der DATSCH

durchaus pragmatischer mit der Ausbildungsfrage um.

Angesichts des kontinuierlichen technischen Fortschritts

stufte er den systematischen und planvollen Erwerb tech-

nischen Wissens und fachspezifischer Fertigkeiten als

immer wichtiger ein. Mit diesem Anspruch besaßen die

1936 verabschiedeten „Leitsätze für die Anerkennung von

gelernten Facharbeiterberufen (Industriehandwerker) und

von Lehrberufen“ ein besonderes Gewicht. Sie profilierten

nämlich das typischste Zeichen der betrieblichen Berufs-

ausbildung in der Industrie: den Lehrgang in der speziell

dafür eingerichteten Lehrwerkstatt (vgl. DATSCH 1937,

S. 15). Die Ausbildung war lehrgangsmäßig angelegt und

wurde abwechselnd in der Lehrwerkstatt und in verschie-

denen Betriebsabteilungen absolviert. Insgesamt waren der

betriebliche Ausbildungsprozess bzw. das Lehrgangssystem

der industriellen Berufsausbildung zeitlich und sachlich

logisch in Form eines geschlossenen Curriculums struktu-

riert. Es gab also stets festgelegte Ziele, die durch praktisches

Üben nach vorliegenden, normgerechten Zeichnungen

erreicht werden sollten (vgl. auch den Beitrag von HERKNER

in dieser Ausgabe).

Die aus dem Berufsbildungs(forschungs-)Programm von

DATSCH und DINTA resultierenden Entscheidungen und

Maßnahmen zugunsten eines hoch qualifizierenden

(indus triellen) Lehrlingswesens stimmten weitgehend mit
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den Maximen des NS-Regimes unter kriegswirtschaftlichen

Zielen überein. Als Legitimation dienten dabei der techni-

sche Fortschritt und die Notwendigkeit der Produktivitäts-

steigerung im Kontext der Vorbereitungen des Zweiten

Weltkriegs. Der Berufsbildung wurde diesbezüglich eine

Schlüsselfunktion zugewiesen.

Damit war ein Problem verbunden, das sowohl die Berufs-

bildungsforschung als auch die Ausbildungspraxis im NS-

Staat betraf: Der Prämisse der sukzessiven Modernisierung

des Lehrlingswesens und der didaktischen Modernität der

Facharbeiterausbildung standen die nationalsozialistische

Gesinnungsschulung und damit die ideologische Indok-

trination des Berufsnachwuchses diametral entgegen. Dabei

blieb die Frage, wem die Kompetenz für die Berufsausbil-

dung zukommen sollte, zunächst offen. Erst mit dem

Reichsinstitut für Berufsausbildung in Handel und Ge werbe

war 1939 eine zentrale Stelle geschaffen, von der aus die

gesamte Berufsausbildung gesteuert wurde, sie aber gleich-

zeitig dem bestimmenden Einfluss der Unternehmerschaft

unterworfen blieb.

Relevante Leitmotive bei der
 Entwicklung des Selbstverständnisses
der Berufsbildungsforschung

Die Aktivitäten des VfS, DATSCH und DINTA auf dem kom-

plexen Gebiet der Berufsausbildung verweisen auf Beruf

und Berufsbildung als zentralen Gegenstand. Obwohl die-

ser mit je spezifischen Fragestellungen, Zugängen, Metho-

den und Standards bearbeitet wurde, bestand der gemein-

same Ansatzpunkt in der Frage nach der Reform des

Lehrlingswesens im Zeichen sich wandelnder gewerbe-

struktureller, betriebs- und volkswirtschaftlicher, sozial-

ökonomischer und ideologischer Rahmenbedingungen.

Damit stand vor allem die bedarfsgerechte wie zukunfts -

fähige Ausgestaltung des Berufsbildungssystems auf der

Tagesordnung. Mit aller Vorsicht und unter Berücksichti-

gung der jeweiligen historisch-konkreten Kontexte finden

sich in den zurückliegenden Beiträgen, Initiativen, ideolo-

gischen Legitimierungen sowie ausbildungspolitischen Ent-

scheidungen spezifische Leitmotive, die für die Entwick-

lung des Selbstverständnisses der Berufsbildungsforschung

durchaus relevant sind. Dazu gehören z. B. der Beruf als

zentrale Kategorie von Arbeit und Ausbildung, die Schlüs-

selfunktion des Berufs für den Zugang zu Arbeitsmärkten,

für die Einordnung in die Betriebshierarchie und für die

tarifliche Eingruppierung, die sozialintegrative Bedeutung

des Berufs oder das Erkennen neuer Trends im Berufsbil-

dungs- und Beschäftigungssystem einschließlich der Ent-

wicklung diesbezüglicher Reformkonzepte. Zudem verweist

insbesondere der Zugang des VfS zu dem komplexen (For-

schungs-)Feld der Lehrlingsausbildung im Kaiserreich auf

den bedeutsamen Standard der Multidisziplinarität der

aktuellen Berufsbildungsforschung. Ein weiteres historisch

überliefertes Leitmotiv ist der Anspruch an Politikberatung

durch die Berufsbildungsforschung. Damit ist schließlich

die Frage nach dem Verhältnis von wissenschaftlich fun-

dierten Impulsen und (ausbildungs-)politischen Realitä-

ten aufgeworfen. In diesem Kontext verweisen die hier the-

matisierten Beispiele auf ein grundsätzliches Problem, das

sich der Berufsbildungsforschung stellt und auf ihr Selbst-

verständnis einwirkt: das mögliche Ignorieren und die frag-

würdige Instrumentalisierung von Forschung durch die

Politik. �
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